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464. Verordnung: Studienordnung für die Studienrichtung Musikwissenschaft
4 6 5 . Verordnung: Studienordnung für den Studienversuch Betriebs- und Wirtschaftsinformatik

4 6 4 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. Ok-
tober 1972 über die Studienordnung für die

Studienrichtung Musikwissenschaft

Auf Grund der §§ 1 bis 9, 11 Abs. 1, 12, 18,
20 und 21 des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1971,
BGBl. Nr. 326, über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen in Ver-
bindung mit den Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Unterricht und Kunst verordnet:

Einrichtung und Ausbildungsziele

§ 1. (1) Die Studienrichtung Musikwissenschaft
ist an den Philosophischen Fakultäten der Uni-
versitäten in Wien, Graz, Innsbruck und Salz-
burg einzurichten.

(2) Das Studium der Studienrichtung Musik-
wissenschaft ist im Sinne der Bestimmungen des
§ 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
so zu gestalten, daß es der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung musikalisch begabter Studieren-
der auf dem Gebiet der Musikwissenschaft dient.

Kombination
§ 2. (1) Das Studium der Studienrichtung

Musikwissenschaft ist nach Maßgabe der Bestim-
mung des § 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes über
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen mit dem Studium einer der
in dieser Bestimmung genannten Studienrichtun-
gen (eines Studienzweiges einer dieser Studien-
richtungen) ab erste oder zweite Studienrichtung
nach Wahl des ordentlichen Hörers zu kombinie-
ren.

(2) Wurde die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als erste Studienrichtung gewählt, so kön-
nen an die Stelle der zweiten Studienrichtung
mit Bewilligung der zuständigen akademischen
Behörde vom ordentlichen Hörer gewählte
Fächer treten. Die Bewilligung ist zu erteilen,
wenn die Wahl im Hinblick auf die wissenschaft-
lichen Zusammenhänge und den Fortschritt der
Wissenschaften oder auf die Erfordernisse einer

bestimmten wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sinnvoll erscheint. Eine Bewilligung ist nicht er-
forderlich, soweit die Wahl bestimmter Fächer im
Studienplan empfohlen wurde.

(3) Kombinierten Studienrichtungen (Studien-
zweigen) gemeinsame Prüfungsfächer sind nur
einmal zu inskribieren und zu prüfen. Das Stu-
dium ist unter sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des Abs. 2 in einem entsprechen-
den Ausmaß durch Wahlfächer zu ergänzen.

Studienabschnitte und Studiendauer

§ 3. (1) Das Studium der Studienrichtung
Musikwissenschaft besteht aus zwei Studien-
abschnitten und erfordert einschließlich der für
die Anfertigung der Diplomarbeit (§ 9) vor-
gesehenen Zeit, unbeschadet der Bestimmungen
der Abs. 4 und 5, die Inskription von acht Se-
mestern. Jeder Studienabschnitt umfaßt vier Se-
mester.

(2) Der erste Studienabschnitt hat vornehmlich
die Aufgabe, in das Studium der Musikwissen-
schaft einzuführen und seine Grundlagen zu er-
arbeiten.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient zur Ver-
tiefung und speziellen Ausbildung.

(4) Wurde die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als zweite Studienrichtung gewählt, so
können die Diplomprüfungen nach Maßgabe der
§§ 7 und 11 bereits vor Ablauf der Studien-
dauer gemäß Abs. 1 abgeschlossen werden.

(5) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des ordentlichen Hörers die Inskrip-
tion von einem Semester, höchstens aber von zwei
Semestern zu erlassen, wenn der ordentliche
Hörer die vorgesehenen Lehrveranstaltungen in-
nerhalb der verkürzten Studiendauer inskribiert
und die Voraussetzungen für die Zulassung zum
zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung erfüllt.
War der ordentliche Hörer im Hinblick auf die
Verkürzung der Studiendauer nicht in der Lage,
einzelne Lehrveranstaltungen ordnungsgemäß zu
inskribieren, so ist die Inskription derselben
nachzusehen. Das Ausmaß dieser Lehrveranstal-
tungen darf die Hälfte der Stundenzahlen der
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in den beiden letzten Semestern zu inskribieren-
den Lehrveranstaltungen nicht übersteigen. Die
vorgeschriebenen Prüfungen über den Stoff die-
ser Lehrveranstaltungen sind jedoch abzulegen.

(6) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung albgeschlossen.

(7) Die Mitglieder des Lehrkörpers haben im
Rahmen der festgesetzten Lehrverpflichtungen
oder Lehraufträge auf Grund der Studienpläne
ihre Lehrveranstaltungen so einzurichten, und
den Lehrstoff so zu bemessen, daß die ordent-
lichen Hörer innerhalb der vorgesehenen Studien-
dauer ihre ordentlichen Studien abzuschließen
vermögen (§ 2 Abs. 1 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz).

Besondere Voraussetzungen

§ 4. (1) Die Zulassung zur Inskription des
dritten einrechenbaren Semesters ist von der
Erbringung des Nachweises musikalischer Be-
gabung abhängig zu machen.

(2) Der Nachweis musikalischer Begabung kann
insbesondere erbracht werden:

a) durch eine Prüfung vor der zuständigen
akademischen Behörde oder vor der von
ihr allenfalls eingesetzten Kommission,
deren Gegenstand das Intervall-, Rythmus-
und Akkordhören bildet, oder

b) durch die positive Beurteilung der Teil-
nahme an in die Musikwissenschaft ein-
führenden Lehrveranstaltungen durch die
Vortragenden dieser Lehrveranstaltungen
nach Maßgabe des Studienplanes im Aus-
maß von 8 Wochenstunden.

Inwieweit die musikalische Begabung durch die
erfolgreiche Absolvierung des Unterrichtes in
elementarer Musiklehr« an einer Hochschule für
Musik und darstellende Kunst oder an einem
Konservatorium oder in anderer Form nachge-
wiesen werden kann, ist durch die zuständige
akademische Behörde oder durch die von ihr
allenfalls eingesetzte Kommission festzustellen.

(3) Die aus Latein abzulegende Zusatzprüfung
zur Reifeprüfung, die nach Maßgabe der Bestim-
mungen des § 6 Abs. 1 der Hochschulberech-
tigungsverordnung, BGBl. Nr. 101/1968, die
Voraussetzung für die Inskription des vierten
einrechenbaren Semesters der Studienrichtung
Musikwissenschaft bildet, kann durch eine Er-
gänzungsprüfung, die aus einem schriftlichen und
einem mündlichen Teil besteht, (§ 7 Abs. 9 All-
gemeines Hochschul-Studiengesetz), ersetzt wer-
den.

Inskription im ersten Studienabschnitt
§ 5. (1) In der Studienrichtung Musikwissen-

schaft sind im ersten Studienabschnitt aus den
Pflichtfächern (Abs. 2) und den Freifächern
(Abs. 4) insgesamt 50 Wochenstunden davon

nach Maßgabe des Studienplanes unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen 44 Wochenstunden aus den
Pflichtfächern zu inskribieren. Die Zahl der aus
den kombinierten Studien inskribierten Wochen-
stunden hat in jedem Semester insgesamt min-
destens 15 zu betragen.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern zu inskribieren:

(3) Die im § 8 Abs. 6 vorgesehenen Lehr-
veranstaltungen können auch im ersten Studien-
abschnitt inskribiert, die Vorprüfung über den
Stoff dieser Lehrveranstaltungen (§ 10 Abs. 2
lit. d) kann auch im ersten Studienabschnitt
abgelegt werden.

(4) Die nach Inskription der Pflichtfächer ge-
mäß Abs. 2 auf die in Abs. 1 festgesetzte Stun-
denzahl noch fehlende Zahl von Wochenstunden
ist durch die Inskription beliebiger Lehrveran-
staltungen als Freifächer zu erfüllen. Die im
Studienplan empfohlenen Freifächer sind beson-
ders zu beachten.

(5) Ordentliche Hörer der Studienrichtung
Musikwissenschaft haben aus Fächern, die gemäß
§ 2 Abs. 2 an Stelle einer zweiten Studienrichtung
gewählt wurden, nach Maßgabe der Bewilligung
durch die zuständige akademische Behörde oder
einer allfälligen Empfehlung im Studienplan
unter Berücksichtigung der vorhandenen Lehr-
und Forschungseinrichtungen im ersten Studien-
abschnitt insgesamt 44 Wochenstunden zu in-
skribieren. Darüber hinaus sind, unbeschadet der
Bestimmung des Abs. 4, weitere Freifächer im
Ausmaß von 6 Wochenstunden zu inskribieren.

Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 6. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
der ersten Diplomprüfung (§ 7 Abs. 2 lit. a)
oder zu einem Prüfungsteil einer solchen Teil-
prüfung (§ 7 Abs. 4) setzt die gültige Inskription
und den Abschluß (Abs. 4) der den Stoff dieser
Prüfung betreffenden Lehrveranstaltungen vor-
aus.

(2) Die Zulassung zum abschließenden Teil
oder zur kommissionellen Ablegung der ersten
Diplomprüfung in zwei Teilen (§ 7 Abs. 2 lit. b)
setzt voraus:

a) die Inskription von vier einrechenbaren
Semestern;

b) die gültige Inskription und den Abschluß
der die Prüfungsfächer umfassenden Lehr-
veranstaltungen.

Die Zulassung zum zweiten Teil der ersten
Diplomprüfung setzt überdies die erfolgreiche
Ablegung des ersten Teiles voraus.
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(3) Wird jedoch der erste Teil der ersten
Diplomprüfung nach dem ersten Studienjahr
abgelegt, so setzt die Zulassung zu dieser Prü-
fung voraus:

a) die Inskription von zwei einrechenbaren
Semestern;

b) die gültige Inskription und den Abschluß
der die Prüfungsfächer (Prüfungsteile) um-
fassenden Lehrveranstaltungen, soweit
diese im ersten und zweiten Semester ins-
kribiert wurden.

(4) Als Abschluß von Übungen, Proseminaren,
Seminaren, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien gilt die posi-
tive Beurteilung der Teilnahme an diesen Lehr-
veranstaltungen.

Erste Diplomprüfung

§ 7. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) historische Musikwissenschaft;
b) vergleichende Musikwissenschaft;
c) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 5 Abs. 4 sowie allen-
falls Abs. 5 gewählten Freifächer.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:
1. Der erste Teil der kommissionellen Prü-

fung umfaßt mindestens die Hälfte der
Prüfungsfächer (der Prüfungsteile) der
ersten Diplomprüfung nach Wahl
des Kandidaten. Die übrigen Prüfungs-
fächer der ersten Diplomprüfung sind
im zweiten Teil der kommissionellen
Prüfung zu prüfen;

2. meldet sich der Kandidat nach dem ersten
Studienjahr zum ersten Teil der kom-
missionellen Prüfung, so umfaßt sie die-
jenigen Prüfungsfächer bzw. diejenigen
Prüfungsteile derselben, die den im ersten
Studienjahr inskribierten Lehrveranstal-
tungen entsprechen. Der zweite Teil der
kommissionellen Prüfung umfaßt die
übrigen Prüfungsfächer bzw. Prüfungs-
teile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer (Prü-
fungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag

des Kandidaten die Teilprüfung in den einzel-
nen Lehrveranstaltungen entsprechenden Prü-
fungsteilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg
der Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird
(§ 6 Abs. 4). Prüfer sind die Vortragenden oder
Leiter der betreffenden Lehrveranstaltungen.

(5) Erfolgreich abgelegte Teilprüfungen oder
Prüfungsteile sind nicht anzuerkennen und müs-
sen für den Fall der Fortsetzung des Studiums
wiederholt werden, wenn seit der zuletzt ab-
gelegten Teilprüfung oder seit dem zuletzt ab-
gelegten Prüfungsteil mehr als drei Semester
verstrichen sind. Wenn ein wichtiger Grund (§ 6
Abs. 5 lit. b letzter Satz Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz), eine Beurlaubung oder eine
Studienbehinderung (§ 8 Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz) vorliegt, hat der Präses der
zuständigen Prüfungskommission diese Frist zu
verlängern.

(6) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Er-
folg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest
mit der Note „genügend" beurteilt wurde (§ 29
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz).

(7) Nicht bestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 lit. a und Abs. 4)
dürfen nur dreimal, nicht bestandene kommis-
sionelle Prüfungen (Abs. 2 lit. b) nur zweimal
wiederholt werden (§ 30 Abs. 1 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz). Beantragt der Kandi-
dat die kommissionelle Abnahme der ersten
Diplomprüfung nach einmaliger erfolgloser Ab-
legung einer oder mehrerer Teilprüfungen (Prü-
fungsteile), so gilt die kommissionelle Prüfung
als erste Wiederholung; sie kann im Falle eines
Mißerfolges noch zweimal wiederholt werden.
Hat der Kandidat eine oder mehrere Teilprü-
fungen (Prüfungsteile) schon zweimal erfolglos
abgelegt, so gilt die komissionelle Prüfung als
zweite Wiederholung und kann noch einmal
wiederholt werden. Hat der Kandidat eine oder
mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon
dreimal ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kom-
missionelle Prüfung als Prüfung gemäß § 30
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes und kann nicht mehr wiederholt wer-
den. Die Bestimmung des § 30 Abs. 1 zweiter
bis vierter Satz des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes bleibt unberührt.

(8) Hat der Kandidat mehr als einen Prü-
fungsteil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so ist
die letzte (dritte) zulässige Wiederholung dieser
Prüfungsteile gemeinsam als kommissionedle Prü-
fung vor einem Prüfungssenat abzulegen. Der
Prüfungssenat hat aus den Leitern der betref-
fenden Lehrveranstaltungen, mindestens aber aus
einem Vorsitzenden und zwei Prüfungskom-
missären zu bestehen.
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(9) Die erste Diplomprüfung ist mündlich ab-
zuhalten.

(10) Wird die erste Diplomprüfung als kom-
missionelle Prüfung in zwei Teilen (Abs. 2 lit. b)
abgelegt, so ist sie, unbeschadet der Bestimmung
des Abs. 2 lit. b Z. 2 innerhalb einer Woche
abzuschließen (§ 24 Abs. 5 zweiter Satz Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz).

(11) Für die an Stelle der zweiten Studien-
richtung gemäß § 2 Abs. 2 gewählten Fächer
gelten die Bestimmungen der Abs. 2 bis 10 sinn-
gemäß. Der Präses der Prüfungskommission zur
Abhaltung der ersten Diplomprüfung der Stu-
dienrichtung Musikwissenschaft hat seine Funk-
tion auch für diese Fächer auszuüben.

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 8. (1) Wenn die erste Diplomprüfung aus
den beiden kombinierten Studienrichtungen (den
allenfalls gemäß § 2 Abs. 2 gewählten Fächern)
nicht spätestens bis zum Ende des fünften Se-
mesters vollständig abgelegt wurde, sind weitere
Semester in den zweiten Studienabschnitt nicht
einzurechnen (§ 20 Abs. 3 Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz). Bei Vorliegen wichtiger
Gründe (§ 6 Abs. 5 lit. b Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz) hat jedoch die zuständige
akademische Behörde die Einrechnung weiterer
Semester zu bewilligen.

(2) In der Studienrichtung Musikwissenschaft
sind, sofern sie als erste Studienrichtung gewählt
wurde, unbeschadet der Bestimmung des § 3
Abs. 5, im zweiten Studienabschnitt aus den
Pflichtfächern (Abs. 5) und den Freifächern
(Abs. 9) insgesamt 34 Wochenstunden, davon
nach Maßgabe des Studienplanes unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen 24 Wochenstunden aus den
in Abs. 5 genannten Pflichtfächern zu inskri-
bieren.

(3) In der Studienrichtung Musikwissenschaft
sind, sofern sie als zweite Studienrichtung ge-
wählt wurde, unbeschadet der Bestimmung des
§ 3 Abs. 5, im zweiten Studienabschnitt insge-
samt 30 Wochenstunden, davon nach Maßgabe
des Studienplanes unter Berücksichtigung der
vorhandenen Lehr- und Forschungseinrichtungen
20 Wochenstunden aus den im Abs. 7 genannten
Pflichtfächern zu inskribieren.

(4) Die Zahl der aus den kombinierten Stu-
dien inskribierten Wochenstunden hat im fünf-
ten und sechsten Semester mindestens je 15, in
den beiden letzten einrechenbaren Semestern des
zweiten Studienabschnittes jedoch mindestens je
5 zu betragen.

(5) Wurde die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als erste Studienrichtung gewählt, so sind
aus den folgenden Pflichtfächern zu inskribieren:

Im Studienplan ist zu bestimmen, welche Lehr-
veranstaltungen aus den beiden Prüfungsfächern
innerhalb der Stundenrahmen unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Lehr- und Forschungs-
einrichtungen im Sinne einer Schwerpunktbil-
dung eingerichtet werden.

(6) Wurde die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als erste Studienrichtung gewählt, so sind
außer den im Abs. 5 genannten Pflichtfächern
im zweiten Studienabschnitt Lehrveranstaltun-
gen im Ausmaß von 12 bis 16 Wochenstunden
aus dem gemäß § 10 Abs. 2 lit. d gewählten
Vorprüfungsfach zu inskribieren, sofern diese
Lehrveranstaltungen nicht schon im ersten Stu-
dienabschnitt inskribiert wurden.

(7) Wurde die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als zweite Studienrichtung gewählt, so
sind während des zweiten Studienabschnittes aus
den folgenden Pflichtfächern zu inskribieren:

Im Studienplan ist zu bestimmen, welche Lehr-
veranstaltungen aus den beiden Prüfungsfächern
innerhalb der Stundenrahmen unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Lehr- und Forschungs-
einrichtungen im Sinne einer Schwerpunktbil-
dung eingerichtet werden.

(8) Auf Antrag hat die zuständige akademi-
sche Behörde zu bewilligen, daß die in Abs. 5
und Abs. 7 genannten Prüfungsfächer oder Teile
von ihnen durch Wahlfächer derselben Studien-
richtung oder durch Prüfungsfächer anderer
Studienrichtungen oder Studienzweige, die an
der betreffenden Hochschule oder an einer ande-
ren Hochschule durchgeführt werden, ganz oder
teilweise ersetzt werden, wenn die Wahl im Hin-
blick auf wissenschaftliche Zusammenhänge, auf
den Fortschritt der Wissenschaften oder als Er-
gänzung der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sinnvoll erscheint. Die gemäß dieser Bestimmung
gewählten Prüfungsfächer dürfen die Hälfte der
Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung der
Studienrichtung Musikwissenschaft, gemessen an
der Stundenzahl der auf Grund des Studienpla-
nes zu inskribierenden Lehrveranstaltungen,
nicht übersteigen. Aus den gewählten Prüfungs-
fächern sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß
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der Lehrveranstaltungen für die weggefallenen
Prüfungsfächer zu inskribieren.

(9) Die nach Inskription der Pflichtfächer ge-
mäß Abs. 5 oder 7 auf die in Abs. 2 oder 3
festgesetzte Gesamtstundenzahl noch fehlende
Zahl von Wochenstunden ist durch die Inskrip-
tion beliebiger Lehrveranstaltungen als Frei-
fächer zu erfüllen. Die im Studienplan empfoh-
lenen Freifächer sind besonders zu beachten.

(10) Ordentliche Hörer der Studienrichtung
Musikwissenschaft haben aus Fächern, die gemäß
§ 2 Abs. 2 an Stelle einer zweiten Studien-
richtung gewählt wurden, nach Maßgabe der Be-
willigung durch die zuständige akademische Be-
hörde oder einer allfälligen Empfehlung im Stu-
dienplan unter Berücksichtigung der vorhande-
nen Lehr- und Forschungseinrichtungen im
zweiten Studienabschnitt insgesamt 20 Wochen-
stunden zu inskribieren. Darüber hinaus sind,
unbeschadet der Bestimmung des Abs. 9, weitere
Freifächer im Ausmaß von 10 Wochenstunden
zu inskribieren.

Diplomarbeit

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch selbständige
Bearbeitung eines Themas aus einem dem ge-
wählten Studium zugehörigen Fach den Erfolg
der wissenschaftlichen Berufsvorbildung durch
eine Diplomarbeit (§ 25 Abs. 1 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz) darzutun. Das Thema
der Diplomarbeit ist einem der Studienrichtung
Musikwissenschaft zugehörigen Fach zu entneh-
men, sofern diese Studienrichtung als erste Stu-
dienrichtung gewählt wurde.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema
der Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vor-
schlägen der ihrem Fach nach zuständigen Hoch-
schulprofessoren, Emeritierten Hochschulprofes-
soren, Honorarprofessoren und Hochschuldozen-
ten nach Maßgabe der Bestimmungen des § 25
Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, der das Thema der Diplomarbeit
vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung
des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit ist auf An-
trag des ordentlichen Hörers spätestens in den
letzten zwei Wochen des drittletzten in die Stu-
diendauer einrechenbaren Semesters zu verge-
ben.

(4) Die Diplomarbeit ist je nach Eigenart des
Themas und unter Berücksichtigung des Aus-
bildungszieles (§ 1 Abs. 2) als Hausarbeit oder
als Institutsarbeit durchzuführen. Die Art der
Durchführung ist gleichzeitig mit dem Thema
vorzuschlagen (Abs. 2).

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission zur Abhaltung der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen.

(6) Die Diplomarbeit ist innerhalb eines an-
gemessenen Zeitraumes zu begutachten. Hiebei
sind die Bestimmungen des § 3 Abs. 1, 5 und 7
zu berücksichtigen.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 10. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
des ersten Teiles der zweiten Diplomprüfung
(§11 Abs. 4) oder zu einem Prüfungsteil einer
solchen Teilprüfung (§11 Abs. 5) setzt die gül-
tige Inskription und den Abschluß der den Stoff
dieser Prüfung betreffenden Lehrveranstaltungen
voraus.

(2) Die Zulassung zur kommissionellen Able-
legung des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung und zum zweiten Teil der zweiten
Diplomprüfung setzt voraus:

a) die erfolgreiche Ablegung der ersten
Diplomprüfung;

b) unbeschadet der Bestimmung des § 3 Abs. 4
und 5 die Inskription von acht einrechen-
baren Semestern;

c) unbeschadet der Bestimmung des § 3 Abs. 5
die Inskription und den Abschluß der die
Prüfungsfächer umfassenden Lehrveranstal-
tungen;

d) sofern die Studienrichtung Musikwissen-
schaft als erste Studienrichtung gewählt
wurde, die erfolgreiche Ablegung einer
Vorprüfung nach Wahl des Kandidaten
über den Stoff von Lehrveranstaltungen
(§ 8 Abs. 6),

1. welche die Fachgebiete dieser Studien-
richtung wissenstheoretisch und philoso-
phisch vertiefen,

2. welche die Fachgebiete dieser Studien-
richtung in historischer oder wissens-
geschichtlicher oder soziologischer Weise
erfassen.

Die Vorprüfung kann auch im ersten Stu-
dienabschnitt abgelegt werden;

e) die Approbation der Diplomarbeit, sofern
die Studienrichtung Musikwissenschaft als
erste Studienrichtung gewählt wurde.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der
zweiten Diplomprüfung setzt überdies die er-
folgreiche Ablegung des ersten Teiles der zweiten
Diplomprüfung aus den beiden gewählten Stu-
dienrichtungen voraus.

(4) Die Zulassung zur Vorprüfung setzt die
gültige Inskription und den Abschluß der für
dieses Vorprüfungsfach im Studienplan vorge-
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sehenen Lehrveranstaltungen voraus. Die Vor-
prüfung ist mündlich abzuhalten. Prüfer sind
die Vortragenden oder Leiter der betreffenden
Lehrveranstaltungen. Die Bestimmungen des § 7
Abs. 4 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden. Die
Vorprüfung oder Prüfungsteile über den Stoff
von Lehrveranstaltungen aus dem Vorprüfungs-
fach, die gemäß § 5 Abs. 3 im ersten Studien-
abschnitt inskribiert wurden, können schon
während des ersten Studienabschnittes abgelegt
werden.

(5) Die Bestimmung des § 6 Abs. 4 gilt
sinngemäß.

(6) Ordentliche Hörer, die im zweiten Stu-
dienabschnitt die Studienrichtung oder den Stu-
dienzweig (§ 2 Abs. 3 Bundesgesetz über geistes-
wissenschaftliche und naturwissenschaftliche Stu-
dienrichtungen) wechseln, haben bis zur Anmel-
dung zur kommissionellen Ablegung des ersten
Teiles der zweiten Diplomprüfung und zum
zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung ihre
bisherigen Studien durch Ablegung der ersten
Diplomprüfung in den auf die neue Studienrich-
tung (den neuen Studienzweig) fehlenden Prü-
fungsfächern zu ergänzen.

Zweite Diplomprüfung

§ 11. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplom-
prüfung sind:

a) Historische Musikwissenschaft;
b) Vergleichende Musikwissenschaft;
c) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 8 Abs. 9 sowie allen-
falls der gemäß Abs. 10 gewählten Frei-
fächer.

(2) Bei Austausch von Prüfungsfächern der
zweiten Diplomprüfung und Teilen derselben
gemäß § 8 Abs. 8 treten die gewählten Prüfungs-
fächer an die Stelle der entsprechenden in Abs. 1
genannten Prüfungsfächer oder Teile derselben.

(3) Die zweite Diplomprüfung ist eine
Gesamtprüfung, die in zwei Teilen abzulegen
ist.

(4) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
ist nach Wahl des Kandidaten in der Form von
Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder als kom-
missionelle Prüfung aus allen Prüfungsfächern
der zweiten Diplomprüfung vor dem gesamten
Prüfungssenat abzulegen.

(5) Umfaßt eine Teilprüfung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung den Stoff von meh-
reren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag
des Kandidaten die Teilprüfung in den einzel-
nen Lehrveranstaltungen entsprechenden Prü-
fungsteilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg

der Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird
(§10 Abs. 5 in Verbindung mit § 6 Abs. 4).
Prüfer sind die Vortragenden oder Leiter der
betreffenden Lehrveranstaltungen.

(6) Beantragt der Kandidat die kommissio-
nelle Abnahme des ersten Teiles der zweiten
Diplomprüfung erst nach Ablegung einer Teil-
prüfung (eines oder mehrerer Prüfungsteile), so
erstreckt sich die kommissionelle Prüfung auf das
restliche Prüfungsfach (die restlichen Prüfungs-
teile).

(7) Der zweite Teil der zweiten Diplom-
prüfung ist als kommissionelle Prüfung vom
gesamten Prüfungssenat abzuhalten und hat zu
umfassen:

a) eine Prüfung aus dem Teilgebiet des Prü-
fungsfaches, dem das Thema der Diplom-
arbeit zuzuordnen äst;

b) eine Prüfung aus einem weiteren Teil-
gebiet eines Prüfungsfaches nach Wahl des
Kandidaten, das als ein Schwerpunkt der
ersten Studienrichtung oder, sofern das
Thema der Diplomarbeit mit einem Prü-
fungsfach der zweiten Studienrichtung (des
gewählten Studienzweiges der zweiten
Studienrichtung) im Zusammenhang steht,
dieser Studienrichtung (dieses Studien-
zweiges) anzusehen ist.

(8) Die Bestimmungen des § 7 Abs. 5 bis 8
gelten sinngemäß.

(9) Die zweite Diplomprüfung ist mündlich
abzuhalten.

(10) Für die an Stelle der zweiten Studien-
richtung gemäß § 2 Abs. 2 gewählten Fächer
gelten die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6, 8 und
9 sowie der zweite Satz des § 7 Abs. 11 sinn-
gemäß.

Mitwirkung der Akademie der bildenden
Künste und der Kunsthochschulen

§ 12. Für ordentliche Hörer der Studien-
richtung Musikwissenschaft kommt nach Maß-
gabe der §§ 2 Abs. 2 und 8 Abs. 8 die Absol-
vierung von Wahlfächern sowie die Absolvierung
von Freifächern (§§ 5 Abs. 4 und 5, 8 Abs. 9
und 10) an der Akademie der bildenden Künste
oder an einer Kunsthochschule in Betracht.

Verleihung des Diplomgrades

§ 13. (1) An die Absolventen der Studien-
richtung Musikwissenschaft ist der akademische
Grad „Magister der Philosophie", lateinische
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Bezeichnung „Magister philosophiae", abgekürzt
„Mag. phil.", zu verleihen, sofern die Studien-
richtung als erste Studienrichtung gewählt wurde.

(2) Die Verleihung erfolgt durch Sponsion in
feierlicher Form in Anwesenheit des Rektors
und des Dekans durch einen Ordentlichen Hoch-
schulprofessor als Promotor.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde
auch in lateinischer Sprache verfaßt werden. Die
absolvierte(n) Studienrichtung(en) und der absol-
vierte Studienzweig sind in der Urkunde ersicht-
lich zu machen.

(4) Absolventen der Studienrichtung Musik-
wissenschaft sind nach Maßgabe einer besonderen
Studienordnung zur Erwerbung des Doktorates
der Philosophie zuzulassen.

Erweiterungsstudium

§ 14. (1) Die Studienrichtung Musikwissen-
schaft kann auch als Erweiterungsstudium (§12
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen) absol-
viert werden.

(2) Das Erweiterungsstudium dient
a) der Ergänzung der als zweite Studien-

richtung absolvierten Studienrichtung
Musikwissenschaft auf die Anforderungen
des Studiums als erste Studienrichtung ein-
schließlich der Anfertigung einer Diplom-
arbeit;

b) der Ergänzung des absolvierten Diplom-
studiums Musikwissenschaft durch Absol-
vierung einer weiteren Studienrichtung nach
den für die erste Studienrichtung oder nach
den für die zweite Studienrichtung gelten-
den Vorschriften;

c) der Ergänzung des absolvierten Diplom-
studiums Musikwissenschaft auf die Stu-
dienrichtung „Musikerziehung (Lehramt an
höheren Schulen)" oder umgekehrt.

(3) Das Erweiterungsstudium kann in kürze-
rer als der im § 3 Abs. 1 oder 2 vorgesehenen
Zeit abgeschlossen werden, soweit die Inskrip-
tion der vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
in der verkürzten Zeit möglich ist. Die Bestim-
mungen des § 3 Abs. 5 dieser Verordnung und
des § 27 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes sind sinngemäß anzuwenden.

(4) Der Abschluß des Erweiterungsstudiums
berechtigt nicht zur Erwerbung eines akademi-
schen Grades.

Übergangsbestimmungen

§ 15. (1) Gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes haben ordentliche
Hörer, die vor Inkrafttreten des neuen Studien-
planes ihr Studium begonnen haben, das Recht,
sich durch schriftliche Erklärung zu Beginn des
auf das Inkrafttreten des neuen Studienplanes
folgenden Semesters diesem neuen Studienplan
zu unterwerfen. In diesem Fall werden zurück-
gelegte Studien dieser Studienrichtung zur Gänze
in die vorgeschriebene Studiendauer eingerechnet
und alle abgelegten Prüfungen anerkannt. Feh-
lende Lehrveranstaltungen und Prüfungen sind
bis zum Antreten zur kommissionellen Ablegung
des ersten Teiles und zum zweiten Teil der zwei-
ten Diplomprüfung nachzuholen.

(2) Für die Dauer der Studienjahre 1972/73
und 1973/74 ist die zuständige akademische
Behörde im Sinne der Bestimmungen der §§ 2
Abs. 2, 3 Abs. 5, 5 Abs. 5 sowie 8 Abs. 8 und
10 die Studienkommission (§ 17 Bundesgesetz
über die geisteswissenschaftliche und naturwissen-
schaftliche Studienrichtungen).

Firnberg

4 6 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 9. Novem-
ber 1972 über die Studienordnung für den
Studienversuch Betriebs- und Wirtschafts-

informatik
Auf Grund des § 19 des Bundesgesetzes vom

30. Juni 1971, BGBl. Nr. 326, über geistes-
wissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. (1) Der Studienversuch Betriebs- und
Wirtschaftsinformatik ist an der Rechts- und
staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität
in Wien gemeinsam mit der Technischen Hoch-
schule in Wien einzurichten. Die Lehrveran-
staltungen des ersten Studienabschnittes sind mit
dem Beginn des Sommersemesters 1973 einzu-
richten. Beginnend mit dem Studienjahr 1973/74
sind die Lehrveranstaltungen des zweiten Stu-
dienabschnittes einzurichten.

(2) Das Studium des Studienversuches Betriebs-
und Wirtschaftsinformatik ist im Sinne der
Bestimmungen des § 1 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes so zu gestalten, daß es der
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wissenschaftlichen Berufsvorbildung auf dem
Gebiet der Betriebs- und Wirtschaftsinformatik
dient.

(3) Der Studienversuch Betriebs- und Wirt-
schaftsinformatik umfaßt die Studienzweige
Betriebsinformatik und Wirtschaftsinformatik.

Studienabschnitte und Studiendauer

§ 2. (1) Das Studium des Studienversuches
Betriebs- und Wirtschaftsinformatik besteht aus
zwei Studienabschnitten, die in der Regel je vier
Semester umfassen. Bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 5 Abs. 2 vorletzter Satz umfaßt
jedoch der erste Studienabschnitt drei Semester
und der zweite Studienabschnitt fünf Semester.

(2) Der erste Studienabschnitt hat vornehmlich
die Aufgabe, in das Studium der Betriebs- und
Wirtschaftsinformatik einzuführen und seine
Grundlagen zu erarbeiten.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient zur Ver-
tiefung und speziellen Ausbildung.

(4) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des ordentlichen Hörers die Inskrip-
tion von einem Semester, höchstens aber von
zwei Semestern zu erlassen, wenn der ordentliche
Hörer die vorgesehenen Lehrveranstaltungen
innerhalb der verkürzten Studiendauer inskri-
biert und die Voraussetzungen für die Zulassung
zum zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung
erfüllt. War der ordentliche Hörer im Hinblick
auf die Verkürzung der Studiendauer nicht in
der Lage, einzelne Lehrveranstaltungen ordnungs-
gemäß zu inskribieren, so ist die Inskription der-
selben nachzusehen. Das Ausmaß dieser Lehr-
veranstaltungen darf die Hälfte der Stundenzahlen
der in den beiden letzten Semestern zu inskri-
bierenden Lehrveranstaltungen nicht übersteigen.
Die vorgeschriebenen Prüfungen über den Stoff
dieser Lehrveranstaltungen sind jedoch abzu-
legen.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(6) Die Mitglieder des Lehrkörpers haben im
Rahmen der festgesetzten Lehrverpflichtungen
oder Lehraufträge auf Grund der Studienpläne
ihre Lehrveranstaltungen so einzurichten und
den Lehrstoff so zu bemessen, daß die ordent-
lichen Hörer innerhalb der vorgesehenen Studien-
dauer ihre ordentlichen Studien abzuschließen
vermögen (§ 2 Abs. 1 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz).

Besondere Voraussetzungen

§ 3. Auf die Zulassung zum Studienversuch
Betriebs- und Wirtschaftsinformatik sind die
Bestimmungen der Hochschulberechtigungsver-
ordnung, BGBl. Nr. 101/1968, über die Zulassung
zu den sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen

Studienrichtungen und über die Zusatzprüfung
aus Mathematik für die Studienrichtungen nach
dem Bundesgesetz über technische Studienrichtun-
gen, BGBl. Nr. 290/1969, anzuwenden.

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 4. (1) Im Studienversuch Betriebs- und
Wirtschaftsinformatik sind im ersten Studien-
abschnitt insgesamt 80 Wochenstunden, davon
nach Maßgabe des Studienplanes unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen 66 bis 70 Wochenstunden
aus den Pflicht- und Wahlfächern zu inskribieren.
Die Zahl inskribierter Wochenstunden hat
in jedem Semester insgesamt mindestens 15 zu
betragen; bei Inskription von wenigstens
10 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den Pflicht- und Wahlfächern eines der beiden
Studienzweige mindestens zu inskribieren:
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(3) Als Wahlfächer (Abs. 2 lit. a Z. 5 und
Abs. 2 lit. b Z. 5) kommen nur solche Fächer
in Betracht, für die mit Hilfe der an der betref-
fenden Hochschule oder an einer anderen Hoch-
schule des betreffenden Hochschulortes vorhan-
denen Lehr- und Forschungseinrichtungen Lehr-
veranstaltungen im ausreichenden Maße durch-
geführt werden. Auf Antrag des ordentlichen
Hörers hat die Studienkommission festzustellen,
ob ein im Studienplan nicht genanntes Fach als
Wahlfach in Betracht kommt.

(4) Die nach Inskription der Pflicht- und
Wahlfächer gemäß Abs. 2 auf die in Abs. 1
festgesetzte Gesamtstundenzahl noch fehlende
Zahl von Wochenstunden ist durch die Inskrip-
tion beliebiger Lehrveranstaltungen als Freifächer
zu erfüllen. Die im Studienplan empfohlenen
Freifächer sind besonders zu beachten.

Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 5. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
der ersten Diplomprüfung (§ 6 Abs. 2 lit. a) oder
zu einem Prüfungsteil einer solchen Teilprüfung
(§ 6 Abs. 4) setzt die gültige Inskription und den
Abschluß (Abs. 3) der den Stoff dieser Prüfung
betreffenden Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Die Zulassung zum abschließenden Teil
oder zur kommissionellen Ablegung der ersten
Diplomprüfung in zwei Teilen (§ 6 Abs. 2 lit. b)
setzt voraus:

a) die Inskription von vier, allenfalls von
drei (Abs. 2 vorletzter Satz) einrechenbaren
Semestern;

b) die gültige Inskription und den Abschluß
der die Prüfungsfächer umfassenden Lehr-
veranstaltungen;

c) den Nachweis der Kenntnis der englischen
Sprache im Ausmaß des Lehrplanes der
Handelsakademie oder einer allgemein-
bildenden höheren Schule sowie den Nach-
weis der Kenntnis des Rechnungswesens im
Ausmaß des Lehrplanes der Handelsaka-
demie oder des Abiturientenlehrganges der
Handelsakademie. Soweit die ordentlichen
Hörer den Nachweis nicht durch eine
positive Note im Reifezeugnis einer der
erwähnten Schulen erbringen, sind gleich-
wertige Nachweise vorzulegen. Ordentliche
Hörer, welche die erwähnten Nachweise
nicht durch das Reifezeugnis einer der

erwähnten Schulen erbringen können, sind
auf die Möglichkeit der Inskription von
Lehrveranstaltungen aus lebenden Fremd-
sprachen und dem Rechnungswesen als Frei-
fächer gemäß § 4 Abs. 4 hinzuweisen.

Der Kandidat ist jedoch bereits am Ende des
dritten in den ersten Studienabschnitt einrechen-
baren Semesters zur letzten Teilprüfung zuzu-
lassen, wenn er alle angeführten Voraussetzungen
erfüllt hat (§ 2 Abs. 4). Die Zulassung zum zwei-
ten Teil der ersten Diplomprüfung setzt überdies
die erfolgreiche Ablegung des ersten Teiles vor-
aus.

(3) Als Abschluß von Übungen, Proseminaren,
Seminaren, Privatissima, Praktika, Arbeitsge-
meinschaften und Konversatorien gilt die posi-
tive Beurteilung der Teilnahme an diesen Lehr-
veranstaltungen.

Erste Diplomprüfung

§ 6. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Statistik und Mathematik;
b) Einführung in die Informatik;
c) Volkswirtschaftstheorie und Volkswirt-

schaftspolitik;
d) Allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
e) das gemäß § 4 Abs. 2 lit. a Z. 5 oder § 4

Abs. 2 lit. b Z. 5 gewählte Fach;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 4 Abs. 4 inskri-
bierten Freifächer.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:
1. Der erste Teil der kommissionellen

Prüfung umfaßt mindestens die Hälfte
der Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung nach Wahl des Kandidaten. Die
übrigen Prüfungsfächer der ersten
Diplomprüfung sind im zweiten Teil der
kommissionellen Prüfung zu prüfen;

2. Meldet sich der Kandidat nach dem ersten
Studienjahr zum ersten Teil der kom-
missionellen Prüfung, so umfaßt sie die-
jenigen Prüfungsteile derselben, die den
im ersten Studienjahr inskribierten Lehr-
veranstaltungen entsprechen. Der zweite
Teil der kommissionellen Prüfung um-
faßt die übrigen Prüfungsfächer bzw.
Prüfungsteile.
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(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer (Prü-
fungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag
des Kandidaten die Teilprüfung in den einzelnen
Lehrveranstaltungen entsprechenden Prüfungs-
teilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg der
Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird (§ 5
Abs. 3). Prüfer sind die Vortragenden oder
Leiter der betreffenden Lehrveranstaltungen.

(5) Erfolgreich abgelegte Teilprüfungen oder
Prüfungsteile sind nicht anzuerkennen und müs-
sen für den Fall der Fortsetzung des Studiums
wiederholt werden, wenn seit der zuletzt abge-
legten Teilprüfung oder seit dem zuletzt abge-
legten Prüfungsteil mehr als drei Semester ver-
strichen sind. Wenn ein wichtiger Grund (§ 6
Abs. 5 lit. b letzter Satz Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz), eine Beurlaubung oder eine Stu-
dienbehinderung (§ 8 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz) vorliegt, hat der Präses der zustän-
digen Prüfungskommission diese Frist zu ver-
längern.

(6) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Er-
folg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest
mit der Note „genügend" beurteilt wurde (§ 29
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz).

(7) Nicht bestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 lit. a und Abs. 4)
dürfen nur dreimal, nicht bestandene kommis-
sionelle Prüfungen (Abs. 2 lit. b) nur zweimal
wiederholt werden (§ 30 Abs. 1 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz). Beantragt der Kandi-
dat die kommissionelle Abnahme der ersten
Diplomprüfung nach einmaliger erfolgloser Ab-
legung einer oder mehrerer Teilprüfungen (Prü-
fungsteile), so gilt die kommissionelle Prüfung
als erste Wiederholung; sie kann im Falle eines
Mißerfolges noch zweimal wiederholt werden.
Hat der Kandidat eine oder mehrere Teilprü-
fungen (Prüfungsteile) schon zweimal erfolglos
abgelegt, so gilt die kommissionelle Prüfung als
zweite Wiederholung und kann noch einmal
wiederholt werden. Hat der Kandidat eine oder
mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon
dreimal ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kom-
missionelle Prüfung als Prüfung gemäß § 30
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes und kann nicht mehr wiederholt wer-
den. Die Bestimmung des § 30 Abs. 1 zweiter
bis vierter Satz des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes bleibt unberührt.

(8) Hat der Kandidat mehr als einen Prü-
fungsteil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so ist
die letzte (dritte) zulässige Wiederholung dieser
Prüfungsteile gemeinsam als kommissionelle
Prüfung vor einem Prüfungssenat abzulegen. Der
Prüfungssenat hat aus den Leitern der betref-
fenden Lehrveranstaltungen, mindestens aber aus.
einem Vorsitzenden und zwei Prüfungskommis-
sären zu bestehen.

(9) Die erste Diplomprüfung ist mündlich ab-
zuhalten. Sind jedoch Rechen-, Konstruktions-
oder Programmieraufgaben zu lösen, so sind
diese schriftlich durchzuführen. Die Zulassung
zum mündlichen Prüfungsteil setzt die positive
Beurteilung des schriftlichen Teiles voraus.

(10) Wird die erste Diplomprüfung als kom-
missionelle Prüfung in zwei Teilen (Abs. 2 lit. b)
abgelegt, so ist sie, unbeschadet der Bestimmung
des Abs. 2 lit. b Z. 2 innerhalb einer Woche
abzuschließen (§ 24 Abs. 5 zweiter Satz Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz).

(11) Wenn die erste Diplomprüfung nicht
spätestens bis zum Ende des fünften Semesters
vollständig abgelegt wurde, sind weitere Semester
in den zweiten Studienabschnitt nicht einzu-
rechnen (§ 20 Abs. 3 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz). Bei Vorliegen wichtiger Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b Allgemeines Hochschul-Stu-
diengesetz) kann jedoch die zuständige akademi-
sche Behörde die Einrechnung weiterer Semester
bewilligen.

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 7. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind ins-
gesamt 72 Wochenstunden, davon nach Maß-
gabe des Studienplanes unter Berücksichtigung
der vorhandenen Lehr- und Forschungseinrich-
tungen 58 bis 62 Wochenstunden aus den in
Abs. 2 genannten Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren. Die Zahl der inskribierten Wochen-
stunden hat in jedem Semester mindestens 12 zu
betragen; bei Inskription von wenigstens 8 Wo-
chenstunden kann aber die geringere Zahl von
Wochenstunden in einem Semester durch In-
skription einer größeren Zahl von Wochenstun-
den in einem anderen Semester des zweiten Stu-
dienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind in den Pflicht- und Wahlfächern eines der
beiden Studienzweige mindestens zu inskribie-
ren:
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(3) Die Bestimmung des § 4 Abs. 3 gilt sinn-
gemäß.

(4) Die nach Inskription der Pflicht- und
Wahlfächer gemäß Abs. 2 auf die in Abs. 1 fest-
gesetzte Gesamtstundenzahl noch fehlende Zahl
von Wochenstunden ist durch die Inskription
beliebiger Lehrveranstaltungen als Freifächer zu
erfüllen. Die im Studienplan empfohlenen Frei-
fächer sind besonders zu beachten.

Diplomarbeit

§ 8. (1) Der Kandidat hat durch selbständige
Bearbeitung eines Themas aus einem der Studien-
richtung zugehörigen Fach den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 Allgemeines Hochschul-Stu-
diengesetz) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema
der Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vor-
schlägen der ihrem Fach nach zuständigen Hoch-
schulprofessoren, Honorarprofessoren und Hoch-
schuldozenten nach Maßgabe der Bestimmungen
des § 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes auszuwählen. Dem Angehörigen
des Lehrkörpers, der das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit ist auf An-
trag des ordentlichen Hörers spätestens in den
letzten zwei Wochen des drittletzten in die Stu-
diendauer einrechenbaren Semesters zu vergeben.
Ist die Anfertigung der Diplomarbeit jedoch an
bestimmte Jahreszeiten gebunden, so hat die
Vergabe im Sinne des § 2 Abs. 6 entsprechend
früher zu erfolgen.

(4) Die Diplomarbeit ist je nach Eigenart des
Themas und der Berücksichtigung des Aus-
bildungszieles (§ 1 Abs. 2) als Hausarbeit oder
als Institutsarbeit durchzuführen. Die Art der
Durchführung ist gleichzeitig mit dem Thema
vorzuschlagen (Abs. 2).

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission zur Abhaltung der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen.

(6) Die Diplomarbeit ist innerhalb eines ange-
messenen Zeitraumes zu begutachten. Hiebei
sind die Bestimmungen des § 2 Abs. 1, 4 und 6
zu berücksichtigen.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 9. (1) Die Zulassung zu einer
Teilprüfung des ersten Teiles der zweiten
Diplomprüfung (§ 10 Abs. 3) oder zu einem
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Prüfungsteil einer solchen Teilprüfung (§ 10
Abs. 4) setzt die gültige Inskription und den
Abschluß der den Stoff dieser Prüfung betreffen-
den Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Die Zulassung zur kommissionellen Able-
gung des ersten Teiles der zweiten Diplomprü-
fung und zum zweiten Teil der zweiten Diplom-
prüfung setzt voraus:

a) die erfolgreiche Ablegung der ersten
Diplomprüfung;

b) unbeschadet der Bestimmung des § 2 Abs. 4
die Inskription von acht einrechenbaren
Semestern;

c) unbeschadet der Bestimmung des § 2 Abs. 4
die Inskription und den Abschluß der die
Prüfungsfächer umfassenden Lehrveranstal-
tungen;

d) die Approbation der Diplomarbeit.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der zwei-
ten Diplomprüfung setzt überdies die erfolg-
reiche Ablegung des ersten Teiles der zweiten
Diplomprüfung voraus.

(4) Die Bestimmung des § 5 Abs. 3 gilt sinn-
gemäß.

(5) Ordentliche Hörer, die im zweiten Stu-
dienabschnitt die Studienrichtung wechseln, ha-
ben bis zur Anmeldung zum zweiten Teil der
zweiten Diplomprüfung ihre bisherigen Studien
durch Ablegung der ersten Diplomprüfung in
den auf die neue Studienrichtung (den neuen
Studienzweig) fehlenden Prüfungsfächern zu er-
gänzen.

Zweite Diplomprüfung

§ 10. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplom-
prüfung sind:

a) Im Studienzweig Betriebsinformatik:
1. Informationsverarbeitung;
2. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
3. Allgemeine Betriebsinformatik;
4. Angewandte Betriebsinformatik;
5. Verfahrensforschung (Operations Re-

search) ;
6. das Wahlfach gemäß § 7 Abs. 2 lit. a

Z. 5;
7. auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß §§ 7 Abs. 3 und 3
Abs. 4 inskribierten Freifächer.

b) Im Studienzweig Wirtschaftsinformatik:
1. Informationsverarbeitung;
2. Volkswirtschaftstheorie;
3. Allgemeine Wirtschaftsinformatik;
4. Angewandte Wirtschaftsinformatik;
5. Ökonometrie;
6. das Wahlfach gemäß § 7 Abs. 2 lit. b

Z. 5;
7. auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß §§ 77 Abs. 3 und 3
Abs. 4 inskribierten Freifächer.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist.

(3) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
ist nach Wahl des Kandidaten in Form von Teil-
prüfungen vor Einzelprüfern oder als kommis-
sionelle Prüfung aus allen Prüfungsfächern der
zweiten Diplomprüfung vor dem gesamten Prü-
fungssenat abzulegen.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung den Stoff von meh-
reren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag des
Kandidaten die Teilprüfung in den einzelnen
Lehrveranstaltungen entsprechenden Prüfungs-
teilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg der
Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird (§ 5
Abs. 3). Prüfer sind die Vortragenden oder Lei-
ter der betreffenden Lehrveranstaltungen.

(5) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommissio-
nelle Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer.

(6) Der zweite Teil der zweiten Diplomprü-
fung ist als kommissionelle Prüfung vom gesam-
ten Prüfungssenat abzuhalten und hat zu um-
fassen:

a) eine Prüfung aus dem Teilgebiet des Prü-
fungsfaches, dem das Thema der Diplom-
arbeit zuzuordnen ist;

b) eine Prüfung aus einem weiteren Teilge-
biet eines Prüfungsfaches nach Wahl des
Kandidaten, das als ein Schwerpunkt des
gewählten Studienzweiges anzusehen ist.

(7) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 bis 8
gelten sinngemäß.

(8) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
besteht aus einer schriftlichen Prüfungsarbeit und
einem mündlichen Prüfungsteil aus jedem Prü-
fungsfach. Die Zulassung zum mündlichen Prü-
fungsteil setzt die positive Beurteilung der vorge-
schriebenen Prüfungsarbeit aus dem betreffenden
Prüfungsfach voraus. Der Prüfer hat je nach Art
der zu lösenden Aufgabe festzusetzen, ob diese
als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist. Der Zeitraum zwischen dem schrift-
lichen und mündlichen Teil hat mindestens zwei
Wochen und höchstens drei Monate zu betragen.

(9) Der zweite Teil der zweiten Diplomprü-
fung ist mündlich abzuhalten.

Verleihung des Diplomgrades

§ 11. (1) An die Absolventen des Studienver-
suches Betriebs- und Wirtschaftsinformatik ist
der akademische Grad „Magister der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften", lateinische Bezeich-
nung „Magister rerum socialium oeconomica-
rumque", abgekürzt „Mag. rer. soc. oec", zu
verleihen.
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(2) Um die Verleihung des akademischen Gra-
des ist bei der zuständigen akademischen Behörde
mittels des in der 1. Durchführungsverordnung
zum Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz vorge-
sehenen Formulars anzusuchen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
obliegt derjenigen Hochschule (Fakultät), an der
die Diplomarbeit approbiert wurde. Die Verlei-
hung erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form
in Anwesenheit des Rektors und des Dekans
durch einen Ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde
auch in lateinischer Sprache verfaßt werden. In
der Urkunde ist die absolvierte Studienrichtung
und der absolvierte Studienzweig ersichtlich zu
machen.

(5) Absolventen des Studienversuches Betriebs-
und Wirtschaftsinformatik sind zur Erwerbung
des Doktorates der Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaften nach Maßgabe der Studienordnung
zur Erwerbung des Doktorates der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften, BGBl. Nr. 85/1968,
zuzulassen.

Übergangsbestimmungen

§ 12. (1) Gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes haben ordentliche

Hörer, die vor Inkrafttreten des Studienplanes
ihr Studium begonnen haben, das Recht, sich
durch schriftliche Erklärung zu Beginn des auf
das Inkrafttreten des neuen Studienplanes fol-
genden Semesters diesem neuen Studienplan zu
unterwerfen. In diesem Fall werden zurückge-
legte Studien aus Betriebs- und Wirtschaftsinfor-
matik zur Gänze in die vorgeschriebene Studien-
dauer eingerechnet und alle abgelegten Prüfun-
gen anerkannt. Fehlende Lehrveranstaltungen
und Prüfungen sind bis zum Antreten zum zwei-
ten Teil der zweiten Diplomprüfung nachzu-
holen.

(2) Die im Studienjahr 1971/72 und im Win-
tersemester 1972/73 inskribierten Lehrveranstal-
tungen bedürfen keiner weiteren Ergänzung.

(3) Unbeschadet der Bestimmung des § 1
Abs. 1 zweiter Satz ist die einrechenbare Inskrip-
tion von Lehrveranstaltungen des zweiten Stu-
dienabschnittes schon im Studienjahr 1972/73 zu-
lässig, soweit sie eingerichtet sind. Die fehlenden
Lehrveranstaltungen des zweiten Studienabschnit-
tes sind nach Einrichtung nachzuholen. Die Be-
stimmung des § 6 Abs. 11 gilt sinngemäß mit
der Maßgabe, daß die erste Diplomprüfung bis
zum Ende des Sommersemesters 1973 vollstän-
dig abgelegt werden muß.

Firnberg
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